
 
Fre ie und Hansestadt  Hamburg 

B ez i r k s ve rs a mm l u ng  A l t on a  
 
 

A/BVG/123.30-01        Drucksache 21-2734B 
          Datum 13.01.2022 
 

Beschluss 
des Hauptausschusses stellvertretend für die Bezirksversammlung  

(§ 15 Absatz 3 BezVG)  
 
 
Geschäftsordnung für den Beirat für Menschen mit Behinderungen 
 
Der Beirat für Menschen mit Behinderungen Altona hat sich auf der konstituierenden Sitzung 
am 30.11.2021 den Entwurf einer Geschäftsordnung gegeben, der nicht den Anforderungen 
des Beschlusses zur Einrichtung des Beirats vom 20.10.2020 (Drs. 21-1373.1E, Anlage) 
entsprach. Dieser, der Bezirksversammlung vorzulegende, Entwurf kann daher nicht von der 
Bezirksversammlung angenommen werden. Die Beschlussfassung über den Vorsitz durch 
den Beirat ist daher unwirksam, inhaltliche Beschlüsse kann der Beirat noch nicht wirksam 
fassen. 
 
Damit der Beirat auf seiner nächsten Sitzung umgehend den Vorsitz bestimmen und die 
inhaltliche Arbeit aufnehmen kann, wurde das Amt gebeten, den Vorschlag einer 
Geschäftsordnung zu formulieren, die den Vorgaben des Einsetzungsbeschlusses genügt. 
Dieser Vorschlag ist als Anlage beigefügt.  
 
Sofern der Beirat für Menschen mit Behinderungen diese Geschäftsordnung in seiner 
nächsten Sitzung am 26.01.2022 übernimmt, können dann eine Bestimmung des Vorsitzes 
nach den aktuellen Regularien und der Einstieg in die inhaltliche Arbeit erfolgen. Sofern der 
Beirat Änderungsbedarf sieht, steht es ihm frei, eine abweichende Geschäftsordnung 
vorzulegen. Weitere Amtshandlungen nach Beschluss einer abweichenden 
Geschäftsordnung wären dann erst nach Annahme der dann erneut vorzulegenden 
Geschäftsordnung durch die Bezirksversammlung möglich. 
 
Die Bezirksversammlung stimmt dem als Anlage beigefügten Amtsvorschlag einer 
Geschäftsordnung für den Beirat für Menschen mit Behinderungen zu. 
 
 
 
Anlagen: 
Beschlussdrucksache 21-1373.1E 
Amtsvorschlag einer Geschäftsordnung für den Beirat für Menschen mit Behinderungen 
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Beschluss 
 

auf Empfehlung des Ausschusses für  
Soziales, Integration, Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Gesundheit 

 
 

Einsetzung eines Beirates für Menschen mit Behinderung in Altona 
 
In der vergangenen Wahlperiode der Bezirksversammlung Altona existierte bereits ein Beirat 
für Menschen mit Behinderung, der im Oktober 2016 nach den Vorgaben des 
Landesaktionsplanes Inklusion ins Leben gerufen wurde. Mit dem Ende der Wahlperiode der 
Bezirksversammlung im Mai 2019 endete auch die Laufzeit des Beirates. 
 
Der Personenkreis der Menschen mit Behinderung sieht sich trotz aller angedachten 
Verbesserungen immer noch einer Vielzahl von Problemen ausgesetzt. Dazu zählen nach wie 
vor erhebliche Barrieren im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), in öffentlichen wie 
privaten Gebäuden sowie vielfältige Diskriminierungen und Barrieren im Alltag. Auch die im 
Hamburger Landesaktionsplan benannten besonderen Handlungsfelder Schule und Beruf 
sind von einer umfassend umgesetzten Inklusion von Menschen mit Behinderungen weit 
entfernt. 
 
Um die Interessen und Bedarfe von Menschen mit Behinderungen besser bei Planungen von 
baulichen Vorhaben und in Belangen der sozialen Stadtentwicklung berücksichtigen zu 
können, ist die Wiedereinsetzung eines bezirklichen Beirates für Menschen mit Behinderungen 
geboten. 
 
Ein entsprechender Beirat soll der Bezirksverwaltung und der Bezirksversammlung auch vor 
dem Hintergrund des Bundesteilhabegesetzes Hilfestellung in den im Landesaktionsplan 
benannten Handlungsfeldern geben. 
 
1. Das Bezirksamt Altona richtet einen Beirat für Menschen mit Behinderungen in 

Altona ein. Die/der Vorsitzende des Beirates soll ehrenamtliche 
Inklusionsbeauftragte/ehrenamtlicher Inklusionsbeauftragter für den Bezirk Altona 
sein. Die Geschäftsführung obliegt dem Beirat. Er verpflichtet sich, umgehend eine 
Geschäftsordnung vorzulegen, in welcher die Ziele und Aufgaben, der Vorsitz und 
die Schriftführung, die Durchführung von Sitzungen und Beratungen sowie 
Beschlussfassungen und das Berufungsverfahren der Beiratsmitglieder (vgl. Pkt. 2 
dieses Beschlusses) und die weitere Beiratsmitgliedschaft näher bestimmt werden. 

 
2. Dem Beirat gehört eine begrenzte Zahl von Mitgliedern an, die von der 

Bezirksversammlung jeweils für die Dauer der Wahlperiode der 
Bezirksversammlung berufen werden. Dem Beirat gehört eine noch zu bestimmende 
Anzahl von stimmberechtigten Personen aus dem Kreis der Menschen mit einer 
körperlichen, neurologischen, geistigen oder seelischen Behinderung und aus dem 
Kreis der blinden oder sehbehinderten oder gehörlosen oder schwerhörigen 
Menschen an. 
 



 
 
Dem Beirat gehören darüber hinaus beratende Mitglieder ohne Stimmrecht an und 
zwar jeweils eine Vertreterin/ein Vertreter 

 
• des Bezirks-Seniorenbeirats, 
• der in der Bezirksversammlung Altona vertretenen Fraktionen sowie 
• des Bezirksamtes bzw. des zuständigen Fachamtes im Bezirksamt. 

 
3. Aufgabe des Beirates soll es sein, die Interessen aller im Bezirk lebenden Menschen 

mit Behinderungen und deren Angehörigen zu vertreten. Der Beirat soll aktiv zu 
einer behindertengerechten, am Bundesteilhabegesetz und am Hamburger 
Landesaktionsplan ausgerichteten Bezirkspolitik beitragen und einen intensiven 
Kontakt zu den Behindertenorganisationen sowie zur Landesarbeitsgemeinschaft 
für behinderte Menschen pflegen. 

 
4. Es werden als Anschubfinanzierung für die Schaffung eines bezirklichen Beirats für 

Menschen mit Behinderungen Mittel in Höhe von 2.500 Euro aus dem 
Inklusionsfonds der Bezirksversammlung (Bürgerschaftsdrucksache 21/15372 
„Bezirke im Dialog – Politische Teilhabe vor Ort stärken“) zur Verfügung gestellt. 
Eine zukünftige Finanzierung durch die Fachbehörde ist zu fordern und 
sicherzustellen. 

 
5. Die/ der Inklusionsbeauftrage wird regelhaft zu den Ausschüssen eingeladen, die 

sich mit den Belangen von Menschen mit Behinderungen befassen. Dem Ausschuss 
für Soziales, Integration, Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Gesundheit ist 
regelmäßig über den Stand der Beiratsarbeit zu berichten. 

 
6. Der zuständigen Fachbehörde wird empfohlen, ein regelhaftes Verfahren zur 

Beteiligung von Menschen mit Behinderungen auf der Ebene des Bezirkes und der 
bezirklichen Gremien zu entwickeln bzw. fortzuschreiben und ggf. notwendige 
Anpassungen des Bezirksverwaltungsgesetzes zur Entscheidung durch den Senat 
vorzubereiten. 



GESCHÄFTSORDNUNG  
des Beirates für Menschen mit Behinderung in Altona  

 

Auf der Grundlage des Beschlusses der Bezirksversammlung Altona vom 
29.10.2020 zur Einsetzung eines Beirates für Menschen mit Behinderung in Al-
tona (Drucksache 21-1373.1E) gibt sich der Beirat die folgende Geschäftsord-
nung. 
 
§ 1 Ziele und Aufgaben des Beirates  
 
(1) Die Einsetzung des Beirates dient dem Ziel, die Interessen und Bedarfe von 

Menschen mit Behinderungen besser bei Planungen von baulichen Vorhaben 
und in Belangen der sozialen Stadtentwicklung berücksichtigen zu können.  

(2) Aufgabe des Beirates ist es, die Interessen aller im Bezirk lebenden Men-
schen mit Behinderungen und deren Angehörigen gegenüber der Bezirksver-
waltung und der Bezirksversammlung zu vertreten und diesen auch vor dem 
Hintergrund des Bundesteilhabegesetzes Hilfestellung in den im Landesakti-
onsplan benannten Handlungsfeldern zu  geben.  

(3) Der Beirat soll aktiv zu einer behindertengerechten, am Bundesteilhabegesetz 
und am Hamburger Landesaktionsplan ausgerichteten Bezirkspolitik beitra-
gen, einen intensiven Kontakt zu den Behindertenorganisationen sowie zur 
Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen pflegen und bei der Er-
füllung seiner Aufgaben offen und vertrauensvoll mit der Bezirkspolitik und 
dem Bezirksamt zusammenarbeiten.  

 
§ 2 Mitglieder des Beirates 
 
(1) Dem Beirat gehören stimmberechtigte Mitglieder und beratende Mitglieder 

ohne Stimmrecht an.  
(2) Als stimmberechtigte Mitglieder gehören dem Beirat Personen aus dem Kreis 

der Menschen mit einer körperlichen, neurologischen, geistigen oder seeli-
schen Behinderung und aus dem Kreis der blinden oder sehbehinderten oder 
gehörlosen oder schwerhörigen Menschen an. Die Zahl der stimmberechtig-
ten Mitglieder wird durch den Ausschuss für Soziales, Integration, Gleichstel-
lung, Senioren, Geflüchtete und Gesundheit bestimmt. Zur Vorbereitung der 
Berufung von stimmberechtigten Mitglieder aus dem in Satz 1 genannten Per-
sonenkreis führt das Bezirksamt in geeigneter Weise ein öffentliches Interes-
senbekundungsverfahren durch. Über die Berufung der stimmberechtigten 
Mitglieder entscheidet die Bezirksversammlung auf Vorschlag des Ausschus-
ses für Soziales, Integration, Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Ge-
sundheit. 

(3) Als beratende Mitglieder ohne Stimmrecht gehören dem Beirat jeweils eine 
Person                                           



•   des Bezirks-Seniorenbeirats,                 
•   der in der Bezirksversammlung Altona vertretenen Fraktionen sowie                           
•   des Bezirksamtes bzw. des zuständigen Fachamtes im Bezirksamt  
an. 

 
§ 3 Konstituierung und Vorsitz  

(1) Zur ersten Sitzung wird der Beirat binnen vier Wochen nach Zustimmung der 
Bezirksversammlung zu dieser Geschäftsordnung durch die Amtsvertretung 
im Ausschuss für Soziales, Integration, Gleichstellung, Senioren, Geflüch-
tete und Gesundheit einberufen. Die Amtsvertretung eröffnet die Sitzung, ruft 
die Namen der Mitglieder des Beirates auf, stellt die Beschlussfähigkeit fest 
und leitet die Wahl des vorsitzenden Mitglieds des Beirats.  

(2) Das vorsitzende Mitglied wird von den stimmberechtigten Mitgliedern mit ein-
facher Mehrheit für die Dauer der Wahlperiode der Bezirksversammlung Al-
tona gewählt. Es kann jederzeit auf Antrag von zwei Dritteln der Mitglieder 
des Beirates oder auf Vorschlag des Ausschusses für Soziales, Integration, 
Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Gesundheit von der Bezirksver-
sammlung abberufen werden.  

(3) Nach der Wahl übernimmt das gewählte vorsitzende Mitglied die Sitzungs-
leitung, weist alle Mitglieder des Beirats auf ihre Pflicht zur Verschwiegenheit  
hin und leitet die Wahl des stellvertretenden vorsitzenden Mitglieds, das 
ebenfalls von den stimmberechtigten Mitgliedern mit einfacher Mehrheit für 
die Dauer der Wahlperiode der Bezirksversammlung Altona gewählt wird.  
Das vorsitzende Mitglied führt die Bezeichnung „Ehrenamtliche:r Inklusions-
beauftragte:r für den Bezirk Altona“. Es nimmt seine Aufgaben im Rahmen 
der Aufgaben des Beirats gemäß § 1 Abs. 2 der Geschäftsordnung und der 
Beschlüsse des Beirats wahr. Das vorsitzende Mitglied leitet die Sitzungen 
des Beirats gerecht und unparteiisch. Es überwacht die Einhaltung dieser 
Geschäftsordnung, sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung im Sitzungs-
saal und übt das Hausrecht in den während der Sitzung vom Beirat genutz-
ten Räumen aus.  

 
§ 4 Sitzungen            

(1) Das vorsitzende Mitglied stellt die Tagesordnung im Einvernehmen mit 
dem stellvertretenden vorsitzenden Mitglied auf. In die Tagesordnung sind 
alle Anträge der stimmberechtigten und beratenden Mitglieder des Beirates 
aufzunehmen. Anträge oder Beschlussempfehlungen, über die in einer vo-
rangegangenen Sitzung des Beirates bereits abgestimmt worden ist, dürfen 
vor Ablauf einer Frist von sechs Monaten nur auf Beschluss des  Ausschus-
ses für Soziales, Integration, Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Ge-
sundheit erneut in die Tagesordnung aufgenommen werden.   



       
(2) Die Einladung zur Sitzung des Beirats mit dem vorläufigen Entwurf der Ta-
 gesordnung sowie den bis dahin vorliegenden Anträgen oder Beschluss-
 empfehlungen werden den Mitgliedern des Beirates zwei Wochen vor der 
 Sitzung barrierefrei zur Verfügung gestellt.      
  
(3) Der Beirat tagt grundsätzlich öffentlich. Die Sitzungen des Beirates sind nicht 

 öffentlich, wenn die Amtsvertretung oder die Mehrheit der anwesenden Mit-
 glieder dies verlangt, weil gesetzliche Vorschriften, überwiegende Belange 
 des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern. 
 Über einen Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit ist in nichtöffentlicher 
 Verhandlung zu beraten und zu beschließen. Die Mitglieder sind zur Ver-
 schwiegenheit über die Inhalte der in nicht-öffentlicher Sitzung behandelten 
 Beratungsgegenstände verpflichtet.  

 
(4) Die Ergebnisse der Sitzungen werden jeweils in einem Protokoll zusammen-  
 gefasst, das von dem jeweiligen Protokoll führenden Mitglied und dem die 
 Sitzung leitenden Mitglied unterzeichnet und von ihm in der nächsten Sitzung 
 zur Beschlussfassung durch den Beirat vorgelegt wird.   
   

In die Sitzungsniederschrift sind aufzunehmen: 
 

• Sitzungstag, -zeit und -ort, 
• Namen der Anwesenden, 
• behandelte Themen, 
• Erklärungen gem. § 5 Absatz 2 der Geschäftsordnung, 
• Ergebnisse zu einzelnen Tagesordnungspunkten bzw. Ergeb-

nisse von Abstimmungen  
• wesentliche Inhalte von Mitteilungen und Sachstandsberichten 

sowie die unter Verschiedenes angesprochenen Themen 
(5) Die Sitzungen des Beirates enden spätestens um 21.00 Uhr. 
 
§ 5 Beschlussfassung         
(1) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Er ist beschluss-

fähig, wenn zur Sitzung ordnungsgemäß geladen wurde, das vorsitzende 
Mitglied oder das stellvertretende Mitglied die Sitzung leitet und mindestens 
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.   
  

(2) Mitglieder des Beirates dürfen nicht in Angelegenheiten mitberaten und ab-
stimmen, die ihnen einen besonderen Vorteil oder Nachteil bringen können. 
Die Mitglieder des Beirates sind verpflichtet, dem vorsitzenden Mitglied vor 



Eintritt in die Tagesordnung zu erklären, dass sie an der Beratung oder Ab-
stimmung aus einem der in den Satz 1 bezeichneten Gründe nicht teilneh-
men dürfen.  
 

(3) Über die Verwendung der Sondermittel, die der Bezirksversammlung für den 
Beirat zur Verfügung stehen, entscheidet der Ausschuss für Soziales, In-
tegration, Gleichstellung, Senioren, Geflüchtete und Gesundheit auf Vor-
schlag des Beirates.        
   

(4) Das Bezirksamt wird dem Beirat über die Umsetzung der Beschlüsse berich-
ten. 

 

§ 6 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt am 00.00.2022 in Kraft. 
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